
Auszug aus dem

Bundesgesetzblatt Jahrgang 1998 Teil I Nr. 34, S. 1253

Artikel 9

Änderung von Vorschriften
auf dem Gebiet des Währungsrechts

und des Preisrechts

§ 1
Änderung des Währungsgesetzes

§ 3 des Währungsgesetzes vom 20. Juni 1948
(WiGBl. Beilage Nr. 5 S. 1) wird aufgehoben.

§ 2
Änderung der Verordnung zur

Einführung der Deutschen Mark im Saar-
land

§ 4 Nr. 2 der Verordnung zur Einführung der Deut-
schen Mark im Saarland in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 7600-2, veröffent-
lichten bereinigten Fassung wird aufgehoben.

§ 3
Beendigung der Anwendung von Artikel 3
der Anlage I des Vertrages über die Schaf-
fung einer Währungs-, Wirtschafts- und So-

zialunion

Artikel 3 der Anlage I des Vertrages über die
Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und So-
zialunion zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Deutschen Demokratischen Republik
vom 18. Mai 1990 (BGBl. 1990 II S. 518, 548) ist
nicht mehr anzuwenden.

§ 4
Änderung des Preisangabengesetzes

Das Preisangabengesetz vom 3. Dezember 1984
(BGBl. I S. 1429), geändert durch Artikel 8 des
Gesetzes vom 22. Juli 1997 (BGBl. I S. 1870), wird
wie folgt geändert:

1. Die Überschrift wird wie folgt gefaßt:

 
 "Preisangaben- und Preisklauselgesetz"
 

2. § 2 wird wie folgt gefaßt:

"§2

(1) Der Betrag von Geldschulden darf nicht
unmittelbar und selbsttätig durch den Preis
oder Wert von anderen Gütern oder Lei-
stungen bestimmt werden, die mit den ver-
einbarten Gütern oder Leistungen nicht ver-
gleichbar sind. Das Bundesministerium für
Wirtschaft kann auf Antrag Ausnahmen ge-
nehmigen, wenn Zahlungen langfristig zu
erbringen sind oder besondere Gründe des
Wettbewerbs eine Wertsicherung rechtferti-
gen und die Preisklausel nicht eine der
Vertragsparteien unangemessen benach-
teiligt. Der Geld- und Kapitalverkehr, ein-
schließlich der Finanzinstrumente im Sinne
des § 1 Abs. 11 des Kreditwesengesetzes
sowie die hierauf bezogenen Pensions-
und Darlehensgeschäfte, bleibt vom Inde-
xierungsverbot ausgenommen. Desglei-
chen bleiben Verträge von gebietsansässi-
gen Kaufleuten mit Gebietsfremden vom In-
dexierungsverbot ausgenommen.

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung
des Bundesrates

1. die Voraussetzungen näher zu be-
stimmen, unter denen Ausnahmen vom
Preisklauselverbot nach Absatz 1 Satz 2
einzeln oder allgemein genehmigt wer-
den können, oder solche Ausnahmen
festzulegen,
 

2. die Ausnahmen nach Absatz 1 Satz 3
und 4 für bestimmte Arten von Rechts-
geschäften aus Gründen des Verbrau-
cherschutzes zu begrenzen und
 

3. statt des Bundesministeriums für Wirt-
schaft eine andere Bundesbehörde zu
bestimmen, die für die Erteilung dieser
Genehmigungen zuständig ist."

3. Der bisherige § 2 wird § 3.


